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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Das Gesetz zur Angemessenheit der Vorstandsverg�tung (VorstAG), Gegenstand des Editorials von Noack und des �berblicks-

beitrags von Bosse, ist noch nicht in Kraft getreten, schonwird in der SPD die Diskussion umNachbesserung des Gesetzes laut.

Ausgel�st wurde die Debatte durch den teuersten „goldenen Handschlag“, den je ein deutsches Unternehmen gezahlt hat –

die Abfindung von 50 Mio. Euro von Porsche an Wiedeking. Ob die Gesetzes�nderungen durch das VorstAG und die hieran

anlehnenden Neuregelungen �ber die Vorstandsverg�tung im diesj�hrigen Deutschen Corporate Governance Kodex (DCGK)

daf�r Sorge tragenwerden, dass Abfindungen k�nftig in angemessenemVerh�ltnis zur geleisteten Arbeit stehen, bleibt abzu-

warten. Die �nderungen des demn�chst wirksam werdenden DCGK stellt Hecker vor, Olbrich/Kassing setzen sich speziell

mit der Regelung des Selbstbehalts bei D&O Versicherungen, wie sie in VorstAG und DCGK enthalten sind, auseinander.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH:HaftungwegenNichtbeachtungvon

WartungsvorschriftendesHerstellers

Der unter anderem f�r das Werkvertragrecht zu-

st�ndigeVII. Zivilsenat desBGHhatmitUrteil vom

23.7.2009 – VII ZR 164/08 – entschieden, dass

eine Fachfirma ihre Leistungspflichten jedenfalls

dann verletzt, wenn sie bei der Grund�berholung

die in den Wartungsvorschriften des Herstellers

aufgestellten Sicherheitsanforderungen nicht be-

folgt. Dies gilt auch dann, wenn diese Anforde-

rungen �ber die Erfordernisse hinausgehen, die

nach den anerkannten Regeln der Technik zu er-

f�llen sind. Der Unternehmer darf in einem sol-

chen Fall nicht eigenm�chtig entscheiden, ob das

bei einer von den Herstellervorschriften abwei-

chendenAusf�hrungderArbeitenbestehendeRi-

siko eingegangen werden soll. Eine solche Ent-

scheidung steht nach entsprechender Aufkl�-

rung �ber dieses Risiko allein dem Besteller zu.
(Quelle: PM BGH vom 23.7.2009)

OLG Stuttgart: Zur Strafbarkeit des GmbH-

Gesch�ftsf�hrers wegen existenzvernichten-

den Eingriffs nach Inkrafttreten desMoMiG

Mit Beschluss vom 14.4.2009 – 1 Ws 32/09 – hat

das OLG Stuttgart entschieden: Aufgrund der mit

der �nderung von § 30 GmbHG und Aufhebung

von §§ 32a und b GmbHG eingetretenen Ab-

schaffung des Eigenkapitalersatzrechts durch

das Gesetz zurModernisierung des GmbH-Rechts

und zur Bek�mpfung von Missbr�uchen (MoMiG)

ist allein aufgrund der R�ckgew�hr eigenkapital-

ersetzender Gesellschafterdarlehen oder gleich-

stehender Leistungen eine Strafbarkeit wegen

Untreue gem�ß § 266 Abs. 1, 2. Var. StGB (Treu-

bruchtatbestand) nach § 2 Abs. 3 StGB auch

r�ckwirkend entfallen. Die Strafbarkeit des Ge-

sch�ftsf�hrers einer GmbH wegen existenzver-

nichtenden Eingriffs (§ 266 Abs. 1 2. Var. StGB

i. V. m. § 64 S. 1, S. 3 GmbHG [n. F.]) durch R�ck-

zahlung von Gesellschafterdarlehen oder diesen

gleichstehenden Leistungen besteht auch nach

Abschaffung des Eigenkapitalersatzrechts weiter,

wenn dies f�r den Gesch�ftsf�hrer erkennbar zur

Zahlungsunf�higkeit der Gesellschaft f�hrt bzw.

diese vertieft. Insofern besteht f�r Taten, die vor

dem Inkrafttreten des MoMiG begangenwurden,

Unrechtskontinuit�t zur heute geltenden Rechts-

lage mit der Folge, dass eine Strafbarkeit nicht

gem. § 2 Abs. 3 StGB entfallen ist.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-1649-1

unterwww.betriebs-berater.de

OLG Naumburg: Gesch�ftsanschrift darf

Zusatz „c/o“ enthalten

Mit Beschluss vom 8.5.2009 – 5 Wx 4/09 – hat

das OLG Naumburg entschieden: Es steht einer

Gesellschaft frei, in ihre Anschrift auch den Zu-

satz „c/o“ aufzunehmen, wenn dem Handelsre-

gister eine Anschrift zu entnehmen ist, unter der

zuverl�ssig wirksame Zustellungen an die Ge-

sellschaft erfolgen k�nnen. Dann verdunkelt der

Zusatz den Zustellungsort nicht, sondern enth�lt

eine zus�tzliche Beschreibung, die sein Auffin-

den erleichtert.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-1649-2

unterwww.betriebs-berater.de

OLGCelle:PflichtzurAufkl�rung�berKick-

back-ZahlungenauchbeimVertrieb

Mit Urteil vom 1.7.2009 – 3 U 257/08 – hat das

OLG Celle entschieden: Ein Wertpapierhandels-

unternehmen ist verpflichtet, Kunden �ber R�ck-

verg�tungen (Kick-back-Zahlungen), die dem

Unternehmen durch den Verkauf einer Fondsbe-

teiligung zufließen, aufzukl�ren. Dies gilt auch

beim Vertrieb konzerneigener Anlageprodukte.

Hat ein Anleger, etwa durch eine Fondsbeteili-

gung, besondere, außergew�hnlich hohe Steu-

ervorteile erzielt, so sind diese auf den erlittenen

Schaden vorerst anzurechnen. Der (m�glichen)

Versteuerung der Schadensersatzleistung kann

durch die Feststellung Rechnung getragen wer-

den, dass die Schadensersatzpflicht den Aus-

gleich etwaiger auf der Ersatzleistung beruhen-

der, k�nftiger steuerlicher Nachteile umfasst.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1649-3

unterwww.betriebs-berater.de

Finanzkrise
EU-Kommission: Neue Verhaltensregeln f�r

Banken vorgestellt

Die EU-Kommission hat neue Verhaltensregeln

f�r Banken vorgestellt, die k�nftig als Grundlage

f�r Umstrukturierungsbeihilfen dienen sollen.

Dabei sind drei Kernpunkte entscheidend. Ers-

tens m�ssen staatlich unterst�tzte Banken lang-

fristig ohne weitere Hilfe des Staates rentabel ar-

beiten k�nnen. Zweitens m�ssen sich staatlich

unterst�tzte Banken und ihre Eigent�mer ange-

messen an den Umstrukturierungskosten beteili-

gen. Und drittens m�ssen Maßnahmen ergriffen

werden, um Wettbewerbsverzerrungen auf dem

Binnenmarkt zu begrenzen.
(Quelle: PM EU-Kommission vom 24.7.2009)

Gesetzgebung
EU-Kommission: Vorschl�ge f�r Wettbewerb

bei Autokauf und Kundendienst

Die Europ�ische Kommission hat erste Vorschl�-

ge f�r den k�nftigen Wettbewerb im Auto-Han-

del und bei Kfz-Werkst�tten vorgelegt. Dabei

geht es um die Zeit nach dem Auslaufen der

Gruppenfreistellungsverordnung Ende Mai 2010.

Beim Verkauf von Neuwagen sieht die EU keine

nennenswerten Wettbewerbsprobleme. Deshalb

k�nnen hier die Sonderregeln f�r den Kfz-Be-

reich aus Sicht der Kommission nach einer �ber-

gangszeit entfallen. Bei Kundendienst und In-

standsetzung hingegen ist der Wettbewerb we-

niger stark ausgepr�gt und muss deshalb weiter

geregelt werden. Betroffene k�nnen sich zu den

am 22.7.2009 pr�sentierten Optionen bis zum

25.9. 2009 �ußern und ihre Stellungnahmen per

E-Mail senden.
(Quelle: PM EU-Kommission vom 22.7.2009)
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konzerneigenerAnlageprodukte
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